
                                                                  

Pressemitteilung 
„Das angekündigte Totengebet für Osama Bin Laden ist eine provokative 

Instrumentalisierung eines islamischen Gebetes“

Pierre Vogel kündigte in einer Videobotschaft auf seiner Internetseite eine Kundgebung mit 
einem Totengebet  für  Osama Bin  Laden für  den kommenden Samstag,  den 7.  Mai,  am 
Roßmarkt in Frankfurt am Main an und lud Muslime dazu ein. Die Stadt Frankfurt hat gestern 
diese geplante Kundgebung verboten. Ob die Veranstalter gegen diese Entscheidung beim 
Verwaltungsgericht Beschwerde einlegen werden, ist noch unklar.

Abgesehen von der Person Osama Bin Laden soll zunächst zur Versachlichung des Konflikts 
die grundsätzliche Frage geklärt werden, ob aus islamischer Sicht ein Totengebet für einen 
Schwersündiger oder einen Mörder bzw. einen Selbstmörder überhaupt verrichtet werden 
darf. Die Antwort darauf ist unter muslimischen Rechtsgelehrten zwar umstritten, aber die 
Mehrheit vertritt die Meinung, dass das Totengebet für jede Muslima oder jeden Muslim, egal 
ob sie oder er schwer gesündigt hat, zulässig aber nicht verpflichtend ist. Hier ist aber wichtig 
anzumerken,  dass  das  Totengebet  -  bei  normalen  Fällen  ohne  Diskussion  über  die 
verstorbene Person – nach einstimmiger Meinung aller Rechtsgelehrten eine religiöse Pflicht 
nur für die muslimische Gemeinde vor Ort ist, wo die/der muslimische Verstorbene beerdigt 
wird. 

Von  der  Mehrheitsmeinung  der  muslimischen  Rechtsgelehrten  ausgehend  kann  gesagt 
werden,  dass  ein  Totengebet  für  Osama  Bin  Laden  -  trotz  und  unabhängig  von 
unterschiedlichen Stellungen unter manchen muslimischen Kreisen zu seiner Person - aus 
religiöser  Sicht  zulässig,  aber  für  eine muslimische Gemeinde hier  in  Deutschland keine 
islamische Pflicht ist. Aber es ist ratsam, ein solches Totengebet auf einem privaten Gelände 
oder auf dem Gelände eines Gebetshauses statt auf einem öffentlichen Platz zu verrichten.

Die Islamische Religionsgemeinschaft  Hessen/IRH hält  das geplante Totengebet  für  eine 
höchst umstrittene Person wie Osama Bin Laden auf einem öffentlichen Platz, am Roßmarkt 
in  Frankfurt,  für  eine  provokative  Instrumentalisierung  eines  islamischen  Gebetes.  Eine 
solche provokative Veranstaltung kann und wird nur der Störung des sozialen Friedens in 
unserer Stadt Frankfurt  und darüber hinaus dienen. Deshalb rufe ich im Namen der IRH 
Pierre  Vogel  und  seine  Freunde  dazu  auf,  ein  solches  öffentliches  Totengebet  nicht  zu 
organisieren,  mit  der Provokation aufzuhören und den gesellschaftlichen Frieden nicht  zu 
gefährden.  Zugleich  rufe  ich  meine  muslimischen  Geschwister  auf,  von  einem  solchen 
möglichen öffentlichen Totengebet Abstand zu halten und daran nicht teilzunehmen.

Pierre Vogel spricht in seiner obengenannten Videobotschaft zurecht davon, dass der Islam 
die Religion des Friedens ist. Mit Abhaltung solcher gezielt provokativer Veranstaltungen gibt 
Pierre  Vogel  aber  genau  ein  gegenteiliges  Bild  des  Islam ab,  widerspricht  damit  seiner 
eigenen Äußerung und schadet somit dem Ansehen des Islam und der Muslime. Deshalb 
bitte ich als Vorsitzender einer Religionsgemeinschaft Pierre Vogel brüderlich, sich in aller 
Ruhe  auf  die  Werte  und  die  wahre  Friedensbotschaft  des  Islam  zu  besinnen  und  sein 
Vorhaben für kommenden Samstag neu zu bedenken.
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Zum Schluss halte ich eine solche Kundgebung mit einem Totengebet auf einem öffentlichen 
Platz  für  die  von  Pierre  Vogel  behauptete  Aufklärung  der  Öffentlichkeit  über  die 
völkerrechtswidrige Aktion der US-Regierung und die Ungerechtigkeiten in der Welt für völlig 
ungeeignet. Eine solche Aufklärung ist ein legitimes Recht, aber sie kann und soll in Form 
von unterschiedlichen Veranstaltungen, aber ohne ein Totengebet, stattfinden. 

In diesem Sinne ist es hier wichtig zu betonen, dass die IRH sich seit ihrer Gründung auf 
keinen Fall zurückschrecken lässt, gegen jede Ungerechtigkeit  und Unterdrückung, gegen 
die Verachtung des internationalen Völkerrechts und der Menschenrechte einzutreten. An 
dieser  Stelle  verurteile  ich  im  Namen  der  IRH  erneut  jeden  Terrorakt,  aber  auch  jede 
völkerrechtswidrige  Aktion  der  Staaten  unmissverständlich  auf  das  Schärfste.  Auch  für 
Osama Bin Laden hätte das Recht gelten müssen, vor Gericht gestellt zu werden. Es ist auf 
keinen Fall akzeptabel, dass jeder Staat seinen eigenen Terroristen aufspürt, jagt, gezielt 
tötet und somit ohne Gerichtsverfahren Selbstjustiz übt. Deshalb hält die IRH die gezielte 
Tötung von Osama Bin Laden durch amerikanische Soldaten im Auftrag der US-Regierung 
für völkerrechtswidrig.

Gießen, den 5. Mai 2011

Ramazan Kuruyüz

Vorsitzender der IRH            
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